
   
 

 

BEBAUUNGSPLAN NR. 26  
„Solarpark Oerzen-Nord” 
Textliche Festsetzungen 

Fassung zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 
und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger  

öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB 

Stand: Juni 2026 

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 11 BauNVO) 

1.1 Das Sonstige Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik-
Freiflächenanlage“ dient der Unterbringung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage sowie 
der zugehörigen Nebenanlagen und technischen Einrichtungen für den Aufbau, die 
Wartung und den Betrieb der Anlagen. 

1.2 Im Im Sonstigen Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik-
Freiflächenanlage“ sind solche Anlagen zulässig, die im technischen und sachlichen 
Zusammenhang mit der Herstellung der Photovoltaik-Freiflächenanlage stehen, 
insbesondere: 

 
1. Photovoltaik-Module;  
2. Befestigung der Photovoltaik-Module auf und im Erdboden;  
3. technische Einrichtungen und Anlagen zum Betrieb der Photovoltaikanlage; 
4. Transformatoren-Stationen;   
5. unterirdische Leitungen und Kabel;  
6. die für die Erschließung und Wartung des Gebietes erforderlichen Wege und 

Stellplätze;  
7. Einrichtungen und Anlagen für Wartung, Instandhaltung und Pflege der 

Freiflächen-Photovoltaikanlage;  
8. Einrichtungen und Anlagen für die Sicherheitsüberwachung der Freiflächen-

Photovoltaikanlage;  
9. Einfriedungen durch Zaunanlagen mit Toren; 
10. Löschwasserentnahmestellen. 

1.3 Das Sonstige Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik-
Freiflächenanlage“ ist zeitlich begrenzt auf 30 Jahre ab Inkrafttreten des 
Bebauungsplanes. Die getroffenen Festsetzungen des Bebauungsplanes sind gem. § 9 
Abs. 2 Nr. 2 BauGB bis zu der endgültigen Beendigung der Nutzung zur Stromerzeugung 
begrenzt. Der Rückbau der Photovoltaik-Freiflächenanlage und der Nebenanlagen hat 
landschaftsgerecht innerhalb von 6 Monaten nach der endgültigen Beendigung der 
Nutzung zur Stromerzeugung zu erfolgen. Als Folgenutzung wird Fläche für 
Landwirtschaft festgesetzt. 
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2. Maß der baulichen Nutzung  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§16 - 19 BauNVO) 

2.1 Im Sonstigen Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik-
Freiflächenanlage“ entspricht die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) von 0,66 der 
maximal zulässigen Grundfläche. § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO gilt nicht. 

2.2 Unterer Bezugspunkt für die maximal zulässige Höhe der baulichen Anlagen (bis zu 4 m 
über Geländeoberkante - GOK) ist die gemittelte natürliche Geländeoberkante üNHN am 
Standort der jeweiligen Anlage. 

3. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

3.1 Der Mindestabstand zwischen Modulunterkante der Photovoltaikmodule und GOK beträgt 
0,8 m. 

3.2 Die unversiegelten Sondergebietsflächen einschließlich der Flächen unterhalb der 
Modultische der Photovoltaikanlagen sind zu Grünlandflächen zu entwickeln. Dies ist mit 
der Ansaat einer artenreichen regionalen Wiesenuntersaat sicherzustellen. Die 
Grünlandflächen sind dauerhaft extensiv zu pflegen und zu erhalten. 

4. Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Immissionen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

4.1 Die Modultische der Freiflächen-Photovoltaikanlage sind mit einem Azimutwinkel von 190° 
bezogen auf Nord = 0° und einer Neigung von 20° zu errichten. Andere Ausrichtungen 
und Neigungen sind zulässig, wenn gegenüber den vorgenannten Werten keine stärkere 
Blendwirkung der Verkehrsteilnehmer oder sonstiger schutzbedürftiger Nutzungen 
hervorgerufen wird. 

 

II.  ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 84 NBauO) 

5. Höhenüberschreitung durch Einzelantennen (§ 84 Abs. 3 Nr. 4 NBauO) 
5.1 Ausnahmsweise Überschreitungen der festgesetzten maximalen Höhen baulicher 

Anlagen üNHN können für Blitzableiter um bis zu 9 m und für technische Anlagen zur 
Überwachung (Masten) um bis zu 3 m zugelassen werden. 

6. Einfriedungen (§ 84 Abs. 3 Nr. 3 NBauO) 
6.1 Als Einfriedung der Sonstigen Sondergebiete (SO) mit der Zweckbestimmung 

„Freiflächen-Photovoltaikanlage“ sind nur Stabgitter- und Maschendrahtzäune mit einer 
Höhe von maximal 2,5 m und der Farbe grün zulässig. Streifenfundamente sind 
unzulässig. 
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III.  HINWEISE 
 
 
A) Archäologische Bodenfunde, Kulturdenkmale 

Es gilt § 14 des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes. 
Sollten bei den geplanten Bau- oder Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde 
(das können u.a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacke sowie 
auffällige Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher 
Funde) gemacht werden, sind diese meldepflichtig und müssen beim Archäologischen 
Museum Hamburg, das für die Samtgemeinde Ilmenau die fachlichen Aufgaben der 
Unteren Denkmalschutzbehörde wahrnimmt, gemeldet werden. 

 
B) Kampfmittel 

Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) gefunden 
werden, ist umgehend die zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder das 
Kampfmittelbeseitigungsdezernat zu benachrichtigen. 

 
C) Schutz des Mutterbodens 

Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen sowie bei 
wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, ist in 
nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. 

 
D) Altlasten 

Sollten während der Bauarbeiten schädliche Bodenveränderungen, Altlasten oder 
altlastverdächtige Flächen im Sinne des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) 
festgestellt werden, sind auf Grundlage von § 1 des Niedersächsischen 
Bodenschutzgesetzes (NBodSchG) die zuständige Behörde und deren Beauftragte zu 
informieren. 

 
E) Bodenschutz 

Maßnahmen des vorsorgenden Bodenschutzes bei Baumaßnahmen ergeben sich aus 
DIN 19639. Die standort- und maßnahmenspezifischen Vermeidungs- und 
Minderungsmaßnahmen werden gemäß DIN 19639 Inhalt eines zu erstellenden 
Bodenschutzkonzeptes. Bodenverdichtungen sind zu vermeiden. Die 
Befahrbarkeitsgrenzen gem. DIN 19639 sind zu beachten. Die Durchlässigkeit des 
Bodens ist in unbebauten Bereichen nach baubedingter Verdichtung wieder herzustellen.  


